Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1576 


Kleine Anfrage 


der Abgeordneten Dr. Hubrig r Lenzer, Dr. Probst 
und Genossen 


betr. Gemeinsame Forschungsstelle (GFS) der Euratom 


Seit geraumer Zeit besteht bei den Mitarbeitern der GFS eine 
erhebliche Unruhe über die wissenschaftliche Zukunft dieser 
Institution und über die soziale Sicherheit des dort tätigen 
Personals. 

Diese Unruhe findet augenblicklich ihren Höhepunkt in einem 
Streik der in den Zentren Beschäftigten. 

Angesichts der von der Bundesregierung auf der Den Haager 
EWG-Gipfelkonferenz am 1. Dezember 1969 abgegebenen Er- 
klärung, daß es nicht „dem Geist unserer Zusammenarbeit 
gemäß wäre, wenn wir von Vollendung, Ausbau und Erweite- 
rung sprächen und gleichzeitig zuließen, daß die mit gro- 
ßen Mitteln errichtete Gemeinsame Forschungsstelle von 
Euratom in Frage gestellt wird" , fragen wir die Bundesregierung : 

1. Betrachtet die Bundesregierung eine gemeinsam abge- 
stimmte europäische Forschungspolitik innerhalb der 
EWG-Mitgliedstaaten als Beitrag zur politischen Integra- 
tion Europas, und ist sie bereit, auch in Zukunft für den 
Bestand der GFS einzutreten? 

2. a) Wird die Bundesregierung gemäß dem Auftrag der 

Den Haager Gipfelkonferenz aktiv für eine Erweiterung 
des Tätigkeitsbereiches der GFS eintreten und dabei 
möglicherweise von ihrem Vetorecht Gebrauch machen? 

b) Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung 
nach der Den Haager Gipfelkonferenz bereits einge- 
leitet? 

3. a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Aufzeichnung 

der Kommission (Spinelli-Empfehlung vom 11. Novem- 
ber 1970) für den Rat über eine umfassende Gemein- 
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Schaftsaktion auf dem Gebiet der wissenschaftlich- 
technologischen Entwicklung? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung im Einvernehmen 
mit europäischen Universitäten die Durchführung von 
Sommerkursen, um das vorhandene Forschungspoten- 
tial der GFS umfassend zu nutzen? 

4. Kann aus der Tatsache, daß die Bundesregierung im 
Gegensatz zum Europäischen Parlament dem Budget 1971 
zustimmte, geschlossen werden, daß sie den permanenten 
ungezielten Personalabbau der GFS billigt? 

5. Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß eine 
Überprüfung und Umstrukturierung des Personalstatuts 
der GFS erst nach Aufstellung eines zukunftsbezogenen 
Forschungsprogramms erfolgt? 

6. Welche konkreten Vorstellungen der Bundesregierung zur 
Änderung des Personalstatuts sind geeignet, unter Mit- 
arbeit aller Betroffenen sowohl die notwendige Mobilität 
als auch die soziale Sicherheit des wissenschaftlichen und 
technischen Personals der GFS zu gewährleisten? 

7. Welche nicht-nuklearen Forschungsaufgaben können und 
sollten nach Meinung der Bundesregierung von der GFS 
wahrgenommen werden? 

8. Welche Möglichkeiten einer gemeinsamen Nutzung des 
ESSOR-Reaktors (z. B. Entwicklung von Leichtwasser- 
brennelementen) sieht die Bundesregierung? 

9. Welche zeitlichen und finanziellen Vorstellungen verbin- 
det die Bundesregierung mit dem Begriff eines Mehr- 
jahresprogramms? 

10. Wie beurteilt die Bundesregierung die im Ministerrat von 
einzelnen Mitgliedstaaten befürwortete Konzentration der 
GFS? 
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